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Die Institutionalisierung organisierter Interessen

In seiner Stellungnahme zu den „Perspektiven der Gemeinschaftspolitiken in
den 80er Jahren" fordert der Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA) der Euro-
päischen Gemeinschaft (EG), daß ihm der Status einer Gemeinschaftsinstitu-
tion verliehen wird1. Damit versucht der Ausschuß, seine Stellung innerhalb
des Organ- und Institutionsgefüges der Gemeinschaft weiter auszubauen, was
ihm seit 1958 kontinuierlich gelungen ist.

Seine Einsetzung war nämlich bei den Verhandlungen um die Römischen
Verträge bis zuletzt umstritten2. Heute — da man publizistisch die Frage „Ver-
bändestaat oder Staatsverbände?"3 — stellt, dürften sich auch auf deutscher
Seite weniger Animositäten gegen die Institutionalisierung organisierter Inter-
essen zeigen4. Das Überhandnehmen wirtschaftlicher und sozialer Probleme
sowie Themen, die den Sorgenhorizont jedes Nationalstaates und den der Ge-
meinschaft ausmachen, lassen es als unabdingbar erscheinen, die Forderungen
und Auffassungen der wirtschaftlichen und sozialen Interessengruppen bei dem
Gestaltungsprozeß einer Gemeinschaft wie die der EG zu berücksichtigen.
Dies ist auch der Tribut des Politischen an eine „parlamentarische und plurali-
stische Demokratie"5 oder an eine „democratie economique"6 bei der ange-
sichts der Krise des Parlamentarismus ein bestimmtes Mißtrauen gegenüber
dem Politischen besteht7.

Insbesondere durch die Vertragsregelungen kommt die Expertenfunktion
des WSA, dem zumindest bis zur Einführung des Initiativrechtes kein allge-
meingemeinschaftspolitischer Auftrag eigen war, zum Ausdruck8. Als kompe-
tente „Konsultative"9, als privilegierter und autorisierter, die Vorstellungen
der Interessengruppen artikulierender Partner muß der WSA die anderen Insti-
tutionen der EG durch eine substantielle und qualitativ hochwertige Beratung
bei ihrer Arbeit unterstützen.

Mittels des WSA, nicht aber nur durch diesen10, können die nationalen und
europäischen Interessenverbände dort Einfluß auszuüben versuchen, wo auf
Gemeinschaftsebene Entscheidungen getroffen werden11. Allerdings, und dies
heben auch die „Drei Weisen" in ihrem Bericht hervor, ziehen es individuelle
Interessengruppen, für die bei der sozio-ökonomischen Tätigkeit der Gemein-
schaft etwas auf dem Spiel steht, (noch zu) häufig vor, sich unmittelbar bei den
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beschlußfassenden Einrichtungen als Lobby einzuschalten12. Keiner kann sie
daran hindern, doch hat der WSA den unbestreitbaren Vorteil, am Entschei-
dungsprozeß der Gemeinschaft, d.h. also am Gesetzgebungsprozeß teilzuneh-
men13.

Auf einen prägnanten Nenner gebracht hat der WSA als Institution die Auf-
gabe, Zielsetzungen und Erwartungen, aber auch das latent oder offen vorhan-
dene Konfliktpotential aus der Wirtschafts- und Sozialstruktur der Mitglied-
staaten der EG in die politische Willensbildung einzubringen und interessen-
ausgewogene Kompromißformeln in der Art und Weise anzubieten, daß die
politisch Entscheidenden und Handelnden von der Durch- sowie Umsetzbar-
keit der von ihnen zu verantwortenden Maßnahmen ausgehen können. Der
WSA verkürzt mithin den Abstand von Verwaltenden zu den Verwalteten14.

Der WSA und die anderen Institutionen

Nüchtern und realistisch betrachtet ist es falsch, die Wirkung des WSA auf die
Gemeinschaftspolitik überzubewerten. Besonders für den Bereich der obliga-
torischen und fakultativen Sellungnahmen gilt, was die „Drei Weisen" in ihrem
Bericht feststellen: daß nämlich „seine Konsultationsverpflichtungen (ihn) zu
schwer mit Detailarbeit belasten, aber seine Stellungnahmen (. . .) von Kom-
mission und Rat unterbewertet und zuweilen einfach übersehen (werden)"15.
Es bleibt nicht nur das logische Petitum, dem WSA mehr Aufmerksamkeit zu
schenken, sondern es besteht die große Unbekannte der Wirkung des WSA
fort.

Nachdem sich der WSA aus dem „etat de Subordination"16 befreit hat, konn-
ten in Bezug auf die Zusammenarbeit mit dem Rat „beträchtliche Fortschrit-
te" 17 erzielt werden. Versuchsweise stellten erstmals Berichterstatter des WSA
verschiedenen Arbeitsgruppen des Rates den Inhalt einer Stellungnahme dar
und erläuterten deren Bedeutung. Für die Durchsetzbarkeit seiner Wünsche,
Vorschläge und Anregungen ist es für den WSA von großer Bedeutung, Zu-
gang zum Ausschuß der Ständigen Vertreter zu erhalten. Wenn dort eine Ein-
flußnahme greifen kann, ist das realistischer, als wenn der WSA in einer Art
von mystischer Überhöhung allein den Rat im Visier hat.

Die Zusammenarbeit mit der Kommission, die auch durch die häufigere An-
wesenheit von Kommissaren bei den Plenar-Tagungen des WSA zum Aus-
druck kommt, ist, wie es im Jahresbericht heißt, traditionell sehr zufriedenstel-
lend18. Mit dem gestiegenen Selbstbewußtsein des WSA ist dieser jedoch auch
gegenüber der Kommission kritischer geworden. Zusammenfassend: Die ehe-
mals bestehende „Schicksalsgemeinschaft" zwischen dem WSA und der Kom-
mission ist abgelöst worden von einer Partnerschaft.

Zukunftsperspektiven zeigen sich für den WSA bei der Zusammenarbeit mit
dem Europäischen Parlament (EP). Ziel könnte die Beratung des Parlamentes
durch den Ausschuß sein. In seiner Analyse des Berichtes der „Drei Weisen"
hat der WSA bereits gefordert, die Zusammenarbeit zwischen beiden Einrich-
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tungen auch auf der „allgemeinpolitischen Ebene" zu stärken. In einer vom
Parlament 1981 verabschiedeten Resolution, die den Namen der ehemaligen
WSA-Präsidentin Baduel Glorioso trägt19, artikuliert das EP folgende Petita:
1. die systematische Information seiner Mitglieder über die Ergebnisse der Ar-
beit des WSA; 2. die Anhörung von Berichterstattern des WSA bei den Bera-
tungen der Ausschüsse des EP; 3. die Beteiligung des Parlamentes an außerge-
wöhnlichen Initiativen des Ausschusses und 4. die Vereinbarung eines jährli-
chen Kontakt- und Informationsprogramms zwischen beiden Institutionen.

Die Mitglieder des WSA
Obwohl die Mitglieder des WSA Verbandsfunktionäre bzw. -angehörige sind,
werden sie vom Rat nur für ihre Person ernannt20. Dies gilt auch für die 12 neu-
en griechischen Mitglieder, die ihre Arbeit am 1. Januar 1981 aufnahmen21.
Die Integration dieser Interessenvertreter gestaltete sich auf der Gruppen- und
Fachgruppenebene problemlos; in den Studienprogrammen geschieht die Auf-
nahme nach und nach, d.h. jeweils bei deren Neubestellung.

Das freie Mandat der WSA-Vertreter ist und war auch 1981 ein „gepflegtes"
theoretisches Postulat. Es ist nämlich nicht von der Hand zu weisen, daß bei
den Mitgliedern des WSA eine Rückbindung an die jeweiligen Verbände und
Einheiten besteht, denn schließlich hängt ihre Entsendung in den WSA in den
meisten Fällen von einer Verbandszugehörigkeit ab; die Ausschußmitglieder
leiten auch ihre Kompetenz, ihre Erfahrungen und ihre Interessen daher ab.
Die nicht eingestandene, aber implizit vorhandene Abhängigkeit ist umso aus-
geprägter, je stärker das WSA-Mitglied noch in der Verbandsarbeit aktiv ist.
Die Repräsentativität der Mitglieder des WSA stellt nach wie vor ein diskutier-
tes Problem dar22. Dieses Thema ist sicherlich für den WSA eine Hypothek,
die er noch zu tilgen hat23.

1981 hat sich, wie Ausschußmitglieder gesprächsweise bemerken24, der euro-
päische Krisenbazillus auch auf den WSA übertragen. Das Wort Krise zählt
zum Sprachgebrauch25, obwohl es fast nur noch eine Art von Kosenamen für
die Resignation, Desorientierung, Enttäuschung, Frustration und Ratlosigkeit
ist, die die EG durchsetzen, belasten und teilweise paralysieren. Der Befund,
warum dies so ist, warum diese Malaise grassiert, hat vielerlei Facetten. Eine
ganz wesentliche davon ist die, daß heutzutage eine Denk- und Handlungsschi-
zophrenie dominiert: In den Gremien der EG wird europäisch aufgetreten und
gesprochen; zu Hause (im nationalen Bezugsfeld) wird national gedacht, gere-
det und gehandelt!

Gruppen als Interessen-Fraktionen
Der nach Parlamentsstil strukturierte WSA hat drei Gruppen, die ansatzweise
mit Parlamentsfraktionen vergleichbar sind: Gruppe I — Arbeitgeber - ,
Gruppe II — Arbeitnehmer — , und Gruppe III — Verschiedene Interessen — .
Die Beibehaltung dieser bewährten Aufteilung hat es dem Auftrag des WSA
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entsprechend verhindert, daß der Ausschuß nur ein paritätisch besetztes Gre-
mium der Exponenten und Kontrahenten des Wirtschafts- und Soziallebens ist,
nämlich der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer26.

Nach Aussagen aller drei Gruppen-Vorsitzenden hat auch 1981 die Zusam-
menarbeit und Kommunikation zwischen den Gruppen alles in allem gesehen
gut funktioniert. Die Tendenz zu einem europäischen Protektionismus zeigte
sich bei keiner Gruppe, gleichwohl wurden aber verstärkt die nationalen Span-
nungen zwischen den Sozialpartnern in die Gruppen hineingetragen. Auch
wurden im Vergleich zu den Vorjahren vermehrt nationale Probleme und Re-
zepte zur Lösung der Wirtschaftskrise vorgebracht und diskutiert.

Die Gruppe I — Arbeitgeber — ist mit 46 (von 156) Mitgliedern zahlenmäßig
die kleinste Einheit. Sie stellte aber, was die Intensität ihrer Mitarbeit im WSA
belegen mag, die Hälfte aller Berichterstatter, die die im Laufe des Jahres 1981
verabschiedeten Stellungnahmen vorbereiteten. Für diese Gruppe stand 1981
die Wiederbelebung der Wirtschaft bei gleichzeitiger Verringerung der Ar-
beitslosigkeit im Mittelpunkt des Interesses. Als Rezept wurde — ganz der Li-
nie des freien Arbeitgebertums folgend — der Abbau aller Handelsschranken
propagiert. Durch die auch im WSA spürbar gewordene, zunehmende Natio-
nalisierung wurde den Arbeitgebern mehr als in den Vorjahren der Zielkonflikt
zwischen (sozialer) Marktwirtschaft und (dirigistischer) Staatswirtschaft be-
wußt. Jeder Form des exzessiven Perfektionismus innerhalb der EG erteilte die
Gruppe I eine Absage. Der genannte Zielkonflikt hat insofern auf die Arbeit-
gebergruppe reideologisierend gewirkt, als daß die Gruppe homogener und
schärfer bei ihrer Argumentation wurde. Sie zog der klaren Darstellung der je-
weiligen Interessenlage das Feilschen um Kompromisse vor. Das neu einge-
führte Instrument eines Minderheitsvotums erlaubt es den Arbeitgebern, Roß
und Reiter zu nennen.

Die Gruppe II — Arbeitnehmer — ist und bleibt die homogenste und aktions-
fähigste Gruppe im WSA. Um ihre — auch ideologische — Geschlossenheit be-
neiden sie die beiden anderen Gruppen. Analog zu der Arbeitgeber-Fraktion
betrachtet sie das Minderheitsvotum als ein Instrument, um nicht um jeden
Preis nach bürokratischen Kompromißformeln suchen zu müssen. Der Gruppe
ist es jetzt möglich, auch grundsätzliche und politische Auffassungen in die zu
publizierenden Dokumente des WSA einzubringen. Verständlicherweise hat
die Arbeitnehmer-Gruppe mehr Affinitäten zur Gruppe III als dies für die Ar-
beitgeber gilt. Zu den Interessenvertretern der Verbraucher, Umweltschützer
und Familienverbände, die der dritten Gruppe angehören, bestehen vielfältige
Berührungspunkte. Die 54 Mitglieder der Gruppe II — alle sind aktive Ver-
bandsfunktionäre — bilden im WSA die Einheit mit der größten Disziplin, die
ohne Zweifel auf einer historisch gereiften, einigenden und bewährten gemein-
samen Philosophie beruht. Von diesen 54 Mitgliedern sind 48 dem Europäi-
schen Gewerkschaftsbund (EGB) zughörig. Gute und regelmäßige Beziehun-
gen zum EGB sind deshalb an der Tagesordnung. Es ist aber nicht so, daß sich
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die WSA/EGB-Mitglieder als Brückenkopf ihres europäischen Dachverbandes
verstehen; sie sind auch nicht — oder wollen es zumindest nicht sein — unter
dessen Aufsicht. Es kann allerdings behauptet werden, daß die Doppelzugehö-
rigkeit zum EGB und WSA dem Gewerkschaftsverband auf der politischen
Entscheidungsebene der EG eine Strategie des doppelten Einflusses ermög-
licht; für die Artikulierung der Arbeitnehmerinteressen ist der WSA neben
dem EGB zumindest ein zusätzliches Sprachrohr. Es kann nicht wunder neh-
men, daß sich die Gruppe II bei ihrer Arbeit 1981 auf die vom EGB aufgestell-
ten Grundsätze stützte. Dies geschah unter anderem bei der Artikulierung der
Hauptanliegen der Arbeitnehmer27.

Die Gruppe III — Verschiedene Interessen - zählt 55 Mitglieder. Sie ist ein
regelrechtes Sammelsurium unterschiedlicher, facettenreicher Interessen. In
dieser Gruppe arbeiten heute Interessenvertreter auch solcher Kategorien mit,
die der Vertrag nicht expressis verbis nennt, was eine Verbreiterung der Reprä-
sentationsbasis des WSA bedeutet. Im Berichtszeitraum hat die Gruppe III
ebenso wie die beiden anderen erfahren, daß die Meinungen und Auffassungen
mehr als in den vorangegangenen Jahren divergieren, daß somit die Polarisie-
rung und die Kampfabstimmungen zunehmen und daß die europäisch motivier-
te Kompromißfindung und Konsensbereitschaft im WSA schwerer geworden
ist28. Gerade die Verbraucher-Vertreter innerhalb der Gruppe III fühlen sich
hier gefordert. Für sie ist es wichtig, sich gegenüber ihren Verbänden und der
Öffentlichkeit zu rechtfertigen. Die Möglichkeit des Minderheitsvotums
kommt ihnen deshalb sehr gelegen. Die Gruppe III hat 1981 — folgt man den
Aussagen ihrer Führung — an Selbstbewußtsein und an Selbstverständnis ge-
wonnen. Sie ist in sich tolerant, akzeptiert ein breites Meinungsspektrum und
gewährt dem einzelnen Mitglied einen größtmöglichen Meinungs- und Gestal-
tungsspielraum. Eine logische Konsequenz daraus ist wohl die bedingte Unbe-
rechenbarkeit bei Abstimmungen in den Fachgruppen und im Plenum. Die in
vielerlei Hinsicht und in vielen Fällen nuancierten Standpunkte der verschiede-
nen Kategorien innerhalb der Gruppe III29 verlangen von der Gruppenleitung
eine Kärrner-Arbeit bei der Führung dieser Einheit. Im Jahr 1981 ist dies im
großen und ganzen gelungen, insbesondere bei der Artikulation der Forderung
nach dem Zustandekommen neuer gemeinsamer Politiken und einer globalen
Ausrichtung der Sozialpolitik30.

Änderung der Geschäftsordnung

Die langwierigen Diskussionen um Verfahrensfragen haben die Mitglieder und
Gruppen des WSA sehr beansprucht. Nach der von allen Beteiligten gutgehei-
ßenen Lösung, die ihren Niederschlag in einigen Ergänzungen bzw. Änderun-
gen der Geschäftsordnung (GO) fand, konnte die Arbeit des Ausschusses ge-
strafft und damit verhindert werden, daß sich der WSA in Organisations- und
Beratungsdetailfragen aufzuzehren und zu verzetteln droht.
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Durch die Entsendung von zwölf griechischen Verbandsvertretern in den
WSA war es nötig, das Präsidium um drei Mitglieder (je eines aus jeder Grup-
pe) zu erweitern31. Ebenfalls geändert, d.h. in wesentlichen Punkten präzisiert,
wurde Art. 55 GO, der jetzt ausführlich die Inkompatibilität eines WSA-Man-
dates regelt32. Von der Möglichkeit, für die Arbeit in den Studiengruppen ei-
nen persönlichen Stellvertreter zu benennen (vgl. Art. 16 GO) haben im Jahr
58 Mitglieder des WSA Gebrauch gemacht33.

Die Neuerung, Stellungnahmen um Minderheitsvoten von Gruppen oder er-
klärten und vom Präsidium anerkannten wirtschaftlichen und sozialen Katego-
rien innerhalb des WSA (z.B. Verbraucher, Landwirte etc.) — nicht aber von
nationalen Blöcken (!) — zu ergänzen, wird von allen Gruppen des Ausschusses
gutgeheißen. Von der Veröffentlichung solcher abweichender Meinungen bzw.
Modifizierungen in Bezug auf bestimmte Passagen eines Dokumentes ver-
spricht man sich unter anderem, daß der Rat die genauen d.h. wohl kontrover-
sen Standpunkte innerhalb des WSA erfährt und daß ihm diese Kenntnis bei
seiner Beschlußfassung hilfreich sein kann. Bei besonders strittigen Fragen
könnte er z.B. einen Vorschlag an die Kommission zurückgeben. Es wird je-
doch im WSA zu wenig kritisch reflektiert, daß das Minderheitsvotum auch die
Stellung und Bedeutung des Ausschusses schwächen und kontraproduktiv wir-
ken kann. Kompromiß- und Konsensunfähigkeit können einerseits dadurch
zum Ausdruck kommen; andererseits können Minderheitsvoten plakativ das
verdeutlichen, was die europäischen Dachverbände sowieso schon als Meinung
fixiert haben. Es darf auch nicht übersehen werden, daß der Rat durch die Be-
rücksichtigung eines Minderheitsvotums die Legitimation hat, eine Mehrheits-
meinung des WSA zu umgehen.

Als flankierende Maßnahmen zur Anwendung der GO hat das Präsidium
Anordnungen für eine effektive Arbeit und Programmierung der Arbeiten des
Ausschusses erlassen34.

Die Arbeit des Ausschusses im Jahr 1981

Statistisch läßt sich die Tätigkeit des Ausschusses zusammenfassend so darstel-
len: 1981 hat er — wie auch schon 1980 — 115 Stellungnahmen erarbeitet35. In
40 Fällen handelte es sich dabei um eine obligatorische Konsultation durch den
Rat; 14 Initiativstellungnahmen gingen vom WSA selbst aus. Im Berichtsjahr
erhielt der WSA 105 neue Aufträge für Stellungnahmen36. 1981 wurde nur eine
Stellungnahme nicht verabschiedet. Für die Arbeiten des WSA im Jahr 1981
wurden insgesamt 239 Sachverständige herangezogen, die die Tätigkeit des
Ausschusses erleichtern und die Qualität seiner Dokumente verbessern. Bei
der inhaltlichen Analyse und Bewertung der Arbeit des WSA ergibt sich, daß
die Hinzuziehung von Mitarbeitern der Kommission zu den Beratungen der
Studien- und Fachgruppen die Tätigkeit dieser Gremien effizienter machte37.
Es kam im Berichtszeitraum häufiger vor, daß Kommissare an Fachgruppensit-
zungen teilnahmen.
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Das Jahr 1981 endete mit einer nach außen kaschierten Fehlleistung und mit
der Nichtannahme einer Stellungnahme betreffend den „Entwurf des 5. Pro-
gramms für mittelfristige Wirtschaftspolitik"38. Obwohl der WSA in der Woche
nach der Verhängung des Kriegsrechts in Polen tagte und die Arbeitnehmer-
Gruppe vorschlug, eine politische Resolution zu verabschieden, fand sich im
Präsidium des Ausschusses für diese Initiative keine Mehrheit. Besonders die
Gruppe I lehnte eine solche Aktion mit dem Argument ab, daß der WSA kei-
nen politischen Auftrag habe. Das Ergebnis der Präsidiumsberatungen über
diesen Punkt waren hinreichend bekannte und keine konkreten Forderungen
enthaltende Bemerkungen des Präsidenten zum Thema Polen39. Der WSA ha-
te damit eine Chance verpaßt, sich politisch für die Form der Wirtschaftsdemo-
kratie mit unabhängigen Gewerkschaften einzusetzen, von deren Bestehen er
seine Existenzberechtigung ableitet.

Daß die Konsensfähigkeit der Gruppen 1981 nicht mehr so groß wie 1980
war, zeigte sich bei der Behandlung des „5. Programms". Mit 46 gegen 43 Stim-
men bei 32 Stimmenthaltungen wurde, was als kleine Sensation galt, der Ent-
wurf einer Stellungnahme zu diesem Kommissionspapier in namentlicher Ab-
stimmung abgelehnt40. Drastisch zeigte sich die Zerstrittenheit über den
Grundtenor der Stellungnahme bei der Beratung im Plenum; kontrovers prall-
ten aber die Haltungen der Gruppen I und II schon von Anfang an aufeinan-
der. Ein Novum war es, daß die jeweiligen Vorsitzenden der Studien- und
Fachgruppen, die das Dokument behandelten und am Ende schließlich einen
brüchigen Kompromißvorschlag präsentierten, vor dem Plenum ihre konträren
Standpunkte erneut aufgriffen und sich hinter ihnen verschanzten. Einigkeit
bestand allein darin, daß der Kommission vorgeworfen wurde, ein unausgewo-
genes, teilweise auch widersprüchliches Programm vorgelegt zu haben, das kla-
re Prioritäten und eine erklärte Präferenz der Kommission für die Lösung der
Wirtschaftskrise vermissen ließ. In diesem von der Kommission verursachten
Konzeptions-Sumpf fochten die Arbeitgeber und Arbeitnehmer gereizt um ihre
jeweiligen Optionen: die ersten traten primär für die Stärkung der Investitio-
nen und der Unternehmen sowie für die Bekämpfung der Inflation ein, die
zweiten gaben dem Abbau der Arbeitslosigkeit mit dem Ziel der Vollbeschäfti-
gung durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze einen unbedingten Vorrang.

Die Sorge um die wirtschaftliche Situation der EG prägte ganz entscheidend
die Arbeit des WSA im Jahre 1981. Zentrale Beratungsthemen waren dabei:
die Perspektiven für die 80er Jahre, die Reform des Agrarmarktes, die Furcht
vor einem EG-Protektionismus im Welthandel, die Beziehungen der EG zu Ja-
pan und insbesondere die zu den USA, wobei Unruhe und Unsicherheit dar-
über bestand, wie die Reaktion der Reagan-Administration auf die EG-Han-
delspolitik aussehen wird. Zwei Auslandsreisen führten den Präsidenten vor
diesem Sorgenhorizont nach Japan und den USA. Bei den jährlich stattfinden-
den Beratungen mit den Präsidenten und Generalsekretären der nationalen
Wirtschafts- und Sozialräte spielten diese Themen ebenfalls eine große Rolle.
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Der Fehlschlag um das „5. Programm" war ein unrühmlicher Ausklang für
den WSA im Berichtsjahr. Der dadurch zum Ausdruck gekommene Konflikt
zeigte sich schon in aller Schärfe bei der Verabschiedung der Initiativstellung-
nahme zu den „Perspektiven der Gemeinschaftspolitik in den 80er Jahren"41.
Gerade auch dieses programmatische Dokument zeigt gut, daß in der Regel bei
technischen Detailfragen im WSA mehr Einigkeit besteht, als dies bei Grund-
satzproblemen der Fall ist. Die Perspektivstellungnahme spiegelt einerseits den
Willen zum „kompromißbedingten Federnlassen"42 wider, andererseits zeigen
aber die ihr beigefügten Erklärungen (Minderheitsvoten) die scharfen Gegen-
sätze vor allem zwischen den Gruppen I und II; die Gruppe III war von Anfang
an durch Meinungsvielfalt geprägt. Durch die Erklärungen wurden wesentliche
Passagen, d.h. Aussagen, des angenommenen Textes modifiziert, wenn nicht
sogar widerruffen. Frappierend war ferner die Betonung der großen Bedeu-
tung, die scheinbar jeder Mitgliedstaat bei der Bewältigung besonders der
Wirtschaftsprobleme hat. Gemeinschaftlich abgestimmte und getragene Lösun-
gen wurden nicht unbedingt als conditio sine qua non propagiert. Als ,plus' die-
ser Stellungnahme kann jedoch verbucht werden, daß der WSA die Angst vor
der Zerstörung der Gemeinschaft deutlich ausspricht und die Wiederherstel-
lung des gegenseitigen Vertrauens und der europäischen Solidarität fordert.
Durch eine Prioritätensetzung bei den Gemeinschaftspolitiken: Industrie, So-
ziales, Agrar, Energie und Forschung, Raumordnung und Regionales, Ver-
kehr, Verbraucher und Umwelt, erhofft sich der Ausschuß einen wirtschaftli-
chen Aufschwung und die Wiederherstellung der Vollbeschäftigung. Dies wä-
ren dann die notwendigen Voraussetzungen zur Einleitung einer Europäischen
Union43.

Die nach weiteren Politikbereichen ausgewertete Arbeit des WSA im Jahr
1981 ergibt folgendes Bild: bei der Diskussion um die Reform des Agrarmark-
tes gelang es auch dem WSA nicht, einen Durchbruch zu erzielen. Er stellte
sich im großen und ganzen gesehen hinter die Kommission und postulierte kei-
ne Reform vom Scheitel bis zur Sohle. Eine solche würde auch die starke Land-
wirte-Kategorie im WSA (fast V? der Mitglieder) mit allen Mitteln zu sabotieren
versuchen44. Als Erfolg im Rahmen einer sich schwierig gestaltenden und un-
zureichend vorhandenen EG-Verkehrspolitik verbuchte der Ausschuß, daß die
Kommission in der für den Wettbewerb so wichtigen und seit 1962 ungelösten
Frage der „40-Tonnen-Lösung für die Gewichte und Abmessungen von Nutz-
fahrzeugen" seinen Änderungsvorschlägen gefolgt ist. Der WSA forderte ein-
mal mehr, die gemeinschaftliche Verkehrspolitik aus dem Stadium der Stagna-
tion herauszuführen; 1981 machte sich aber dessen ungeachtet die Rivalität von
Straße und Schiene in diesem Sektor innerhalb des Ausschusses weiterhin be-
merkbar45.

Für den Regionalfonds wünscht sich der WSA eine Revision dergestalt, daß
1. durch mehr Effektivität beim Mitteleinsatz, 2. durch eine geographische
Konzentration, 3. durch globale Investitionsprogramme bei 4. einer nationalen
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Eigenleistung mehr Erfolge erzielt werden46. Für die Industrie- und Wettbe-
werbspolitik setzt der Ausschuß auf eine Ankurbelung der Bautätigkeit zur
Schaffung von mehr Arbeitsplätzen besonders für Jugendliche47. Den Wettbe-
werb sieht er als gemeinschaftlicher und fairer an, nachdem das System einer
„Gemeinschaftsmarke" eingeführt ist48. In seiner Initiativstellungnahme zum
Thema „Die Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft angesichts der derzeitigen
wirtschaftlichen und sozialen Lage"49 plädiert der WSA dafür, jeden dogmati-
schen und theoretischen Ansatz zu vermeiden und dem volkswirtschaftlichen
Zusammenhang der Wettbewerbspolitik Rechnung zu tragen. Im Kontext der
Wettbewerbspolitik hat sich die Kommission 1981 verpflichtet, den Ausschuß
zu ihrem diesbezüglichen Jahresbericht regelmäßig zu hören, was eine Aufwer-
tung des WSA bedeutet. Obwohl der Jahresbericht des WSA in der Regel nicht
auf das Abstimmungsverhalten der Gruppen eingeht, wird beim 81er Bericht
an einer Stelle erwähnt50, daß die Arbeitnehmergruppe gegen den Richtlinien-
vorschlag betreffend Arzneispezialitäten gestimmt hat, da sie diesen als ver-
braucherunfreundlich einstufte51.

Lome II wird vom WSA nicht so überschwenglich beurteilt, wie dies allent-
halben der Fall ist. Abgesehen davon, daß der Ausschuß leicht verärgert seine
Nicht-Beteiligung an der Abfassung von Lome II bemängelt, tritt er dafür ein,
Lome II nicht als exklusive Bindung der EG an nur den davon begünstigten
Kreis der Länder der Dritten Welt anzusehen52. An der Durchführung der Ver-
tragsbestimmungen des Abkommens wirkt der WSA mit. So gab es im Be-
richtsjahr eine Zusammenkunft mit Wirtschafts- und Sozialvertretern aus den
AKP-Staaten; eine Delegation des WSA besuchte Guinea und die Elfenbein-
küste.

„Arbeit" bezeichnet der WSA in seiner Stellungnahme zur „Entwicklung der
sozialen Lage"53 als menschliches Grundrecht. Ohne Präzisierungen zu liefern,
spricht er sich für eine tiefgreifende Änderung der bisher verfolgten wirt-
schafts- und sozialpolitischen Strategien der Gemeinschaft aus. Die Lösung des
Beschäftigungsproblems ist für ihn denkbar sowohl durch die Förderung der
Mobilität der Arbeitnehmer als auch durch die des Unternehmergeistes.
Gleichzeitig — was wohl eine logische Konsequenz davon sein dürfte — fordert
der WSA mehr Finanzmittel für die Sozialpolitik und die Wiederbelebung der
Konzertierung zwischen den europäischen Sozialpartnern. Konkret griff der
Ausschuß bei seinen sozialpolitischen Beratungen das Thema „Situation und
Probleme der Behinderten"54 auf und setzte sich dafür ein, die Vorurteile und
Diskriminierungen in Bezug auf diese Gruppe abzubauen, indem die Gemein-
schaft durch geeignete Maßnahmen dazu einen eigenen Beitrag leistet. Beson-
ders hingewiesen hat der Ausschuß auf die Gefahr, die beim Umgang mit As-
best besteht55. Diese Tatsache nimmt er zum Anlaß, ein umfassendes europäi-
sches Krebsregister vorzuschlagen und zu verlangen.

Im Bereich des Verbraucherschutzes war der WSA aktiv mit einer Stellung-
nahme zum Problem „Sicherheit von Spielzeug"56. Die als zu perfektionistisch
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empfundene Vorlage der Kommission ergänzte er durch substantielle Ände-
rungsvorschläge. Der Ausschuß sprach sich in diesem Zusammenhang gegen
die Verwirrung und Überstrapazierung des Verbrauchers aus, aber auch gegen
Verunsicherungen und Überbelastungen der handwerklichen Hersteller durch
extreme, bürokratisch verordnete Auflagen. Umweltpolitische Signale setzte
die Plenarversammlung mit breiter Zustimmung bei der Verabschiedung von
zwei wichtigen Stellungnahmen: „EG-einheitliche Grunsätze für die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bestimmter öffentlicher und privater Vorhaben"57 und
„Einführung eines gemeinschaftlichen Informationssystems betreffend die Öl-
verschmutzung des Meeres"58. Hervorgetreten ist der Ausschuß beim Thema
Gesundheitspolitik mit der ersten internationalen Tagung über Gentechnolo-
gie, die am 14. und 15. Mai 1981 in Brüssel im Gebäude des WSA stattfand59.
Was den Themenkreis Energie, Forschung und Entwicklung angeht, so hat der
WSA mit einigen kritischen Anmerkungen den „Saint-Geours-Bericht für ein
energiesparendes Wachstum"60 gutgeheißen und sich für die von der EG so
dringend benötigte „Entwicklung von Systemen der maschinellen Überset-
zung"61 ausgesprochen.

Publizität des Ausschusses

Im Strudel des innerhalb der EG vom WSA konstatierten Desinteresses an der
Gemeinschaft, wobei die Bundesrepublik Deutschland besonders erwähnt
wird, fand die Tätigkeit des Ausschusses 1981 ein geringeres Echo als noch im
Vorjahr62. Für den WSA bedeutet dies konkret weniger Besucher und -Grup-
pen. Näherhin betrachtet ist der WSA sowieso die Institution der EG, die stetig
einen Teil ihrer Energie und Leistungsfähigkeit zur Selbstrechtfertigung auf-
wenden muß. Die Öffentlichkeitsarbeit des WSA ist ausbaufähig; er muß sich
und seine Leistungen verstärkt und besser darstellen, was eine Öffnung zu den
Medien hin bedeutet. Er tut dies bereits auch schon ansatzweise, indem er eini-
ge kompetente Mitglieder beauftragt, in verschiedenen Städten der Gemein-
schaft Stellungnahmen des WSA der Öffentlichkeit darzustellen und zu erläu-
tern. Der WSA ist noch keine „vielbeachtete Einrichtung"63, dafür ist die Kon-
kurrenz der anderen Institutionen zu groß. Es bedeutet schon viel für ihn, in
der Presse regelmäßig erwähnt zu werden. Wichtig ist es, daß er in Fachkreisen
seine Kompetenz beweist.

Ausblick

Im Blick auf seine künftige Entwicklung hat sich im Jahr 1981 nicht immer das
bestätigt, was grosso modo für den WSA seit seiner Einrichtung 1958 gilt: daß
er nämlich „aufgrund seiner besonderen Sachkompetenz und des besonderen
konkreten Problembewußtseins seiner Mitglieder ,Motor' für die Einleitung
bestimmter neuer gemeinsamer Politiken"64 sein kann. Die ihm von den Ver-
trägen primär zugewiesenen Aufgaben binden seine Arbeitskraft; ihre Bewälti-
gung ist der Gradmesser für die Beurteilung der Leistungen des Ausschusses.
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Erst in zweiter Linie kann der WSA bewirken, daß sich der gesamte Politik-
und Kompetenzbereich der EG erweitert. Im institutionellen Entscheidungs-
prozeß der Gemeinschaft wäre der WSA aufgewertet, wenn er direkt das EP
beraten dürfte. Abgesehen von dieser Entwicklung könnte man sich auch den
WSA als organisatorisches Dach aller anderen Beratungsgremien im EG-Ge-
flecht vorstellen. Ganz entscheidend wird für die Arbeit und weitere Entwick-
lung des Ausschusses sein, welche Mitglieder ihm von der im Herbst 1982 be-
ginnenden Mandatsperiode bis 1986 angehören werden.
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